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VERWALTUNGSGERICHT GIESSEN

 

BESCHLUSS

In dem Verwaltungsstreitverfahren

Antragstellers,

gegen

die Stadt Gießen,

vertreten durch die Oberbürgermeisterin,

Berliner Platz 1, 35390 Gießen,

- 32 21 O0/Ha/Dr-

Antragsgegnerin,

wegen \ersammlungsrechts

hat das \/erwaltungsgericht Gießen - 4. Kammer- durch

Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Dr. Horn,
Richterin am Verwaltungsgericht Heer,
Richterin Dr. Michl

am 31. März 2020 beschlossen:

Die Anträge auf vorläufigen Rechtsschutz und auf Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe werden abgelehnt.

Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller zu tragen.

Der Streitwert wird auf 2.500 EURfestgesetzt.
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Gründe

Die am 31.03.2020 sinngemäßgestellten Anträge,

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom

30.03.2020 gegen den Bescheid der Oberbürgermeisterin der Antragsgegnerin

vom 30.03.2020 wiederherzustellen, mit dem dem Antragsteller unter Anordnung

der sofortigen Vollziehung der von ihm angemeldete Aufzug mit Kundgebung für

Mittwoch, den 01.04.2020, 12:00 Uhr bis 20:00 Uhr mit dem Versammlungsthe-

ma „Demonstration und Aktion für eine Straßenbahn auf der Grünberger Straße

mit Anschluss an Bahnstrecken in der Umgebung" verboten, sowie angeordnet

wordenist, dass dieses Verbot zugleich für jede andere Versammlung unterfrei-

em Himmel (Aufzug, Kundgebung, Aufzug mit Kundgebung)gilt, die an diesem

Tag an einem anderen als dem angemeldeten Ort im Stadtgebiet Gießen oder

an dem gleichen Ort zu anderer Stunde (Ersatzveranstaltung) von dem Antrag-

steller durchgeführt werden sollte, wenn dabei eine unmittelbare Gefährdung der

öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu erwarten bzw. absehbarist,

sowie dem Antragsteller Prozesskostenhilfe unter Beiordnungeines Bevollmäch-

tigten zu bewilligen,

sind zulässig, jedoch unbegründet.

Die Wiederherstellung bzw. Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines Wider-

spruchs gegeneinen Verwaltungsakt kann gem. 8 80 Abs. 5 VwGOerfolgen, wenn der

angegriffene Verwaltungsakt offensichtlich rechtswidrig ist oder - bei offenem Ausgang

des Hauptsacheverfahrens - aus anderen Gründen das private Aufschubinteresse das

öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung überwiegt. Darüber hinauserfolgt die

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung, wenn das besondere Interesse an der

sofortigen Vollziehung eines Verwaltungsaktes durch die Behörde nicht hinreichend

begründet wurde (8 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO).

Diese Voraussetzungensindhier nicht gegeben. Nach der im gerichtlichen Eilverfahren

allein möglichen und gebotenen summarischen Prüfung der Sach- und Rechtslageist

die angefochtene Verbotsverfügung nicht zu beanstanden. Zur Begründung wird auf die

zutreffenden Ausführungenin dem angefochtenen Bescheid Bezug genommen. Darin

ist dem Antragsteller zu Recht gem. $ 15 Abs. 1 VersG i.V.m. $ 1 Abs. 1 der 3. Verord-

nung zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 14.03.2020 in der Fassung der Änderun-

gen durch Art. 1 der Verordnung zur Beschränkung sozialer Kontakte und zur Anpas-

sung von Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 22.03.2020 (nachfol-

gend: Dritte Corona-Verordnung) sein für den 01.04.2020 angemeldeter Aufzug mit
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Kundgebung, sowie zugleich jede Ersatzveranstaltung, die an diesem Tag an einem

anderen Ort im Stadtgebiet Gießen durchgeführt werden könnte, unter Anordnung der

sofortigen Vollziehung verboten worden. Die Verbotsgründe nach 8 15 VersG liegen

hier vor. Bei der Durchführung des Aufzugs bestünde eine unmittelbare Gefährdung der

nach $ 15 Abs. 1 VersG geschützten Rechtsgüter der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung. Den dagegen erhobenen Einwendungendes Antragstellers vermag die Kammer

nicht zu folgen.

Entgegender Änsicht des Antragstellers findet die angegriffene Dritte Corona-

Verordnung, auf deren Verletzung die Oberbürgermeisterin der Antragsgegnerin hier zu

Recht das V/erbot des angemeldeten Aufzugsstützt, ihre Grundlage in $ 32 Satz 1

1.V.m. 8 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. Die Verordnungsermächtigung nach 8 32 Satz 1 i.V.m.

8 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG ist in der zum Entscheidungszeitpunkt maßgeblichen Fassung,

die sie durch das "Gesetz zum Schutz der Bevölkerung beieiner epidemischen Lage

von nationaler Tragweite" vom 27.03.2020 (BGBl. 2020 | S. 587 ff.; BT-Drs. 1918111)

erhalten hat, nicht zu beanstanden. Die durch die Verordnung vorgesehenen verbindli-

chen Einschränkungender Grundfreiheiten der Betroffenen sind angesichts derinfekti-

onsrechtlichen Bedrohungslage gerechtfertigt (vgl. Bay. VGH, Beschluss vom

30.03.2020, 20 NE 20.532, Pressemitteilung, juris). In $ 28 Abs. 1 Satz 4 IfSG wird

ausdrücklich auch die Versammlunggsfreiheit nach Art. 8 GG insoweit eingeschränkt.

Vorliegend läge mit der Durchführung des angemeldeten Aufzugs ein Verstoß gegen

81 Abs. 1 und 2 der Dritten Corona-Verordnung vor. Danachist der Kontakt zu anderen

Menschen außerhalb der Angehörigen des eigenen Hausstandes auf das absolut nötige

Minimum zu reduzieren. Aufenthalte im öffentlichen Raum sind nur alleine, mit einer

weiteren nicht im eigenen Haushalt lebenden Person oder im Kreise der Angehörigen

des eigenen Hausstandes gestattet. Bei Begegnungen mit anderen Personenist ein

Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. Öffentliche Verhaltensweisen, die geeignet

sind, dass Abstandsgebot des Satz 2 zu gefährden, wie etwa gemeinsamesFeiern,

Grillen oder Picknicken, sind unabhängig von der Personenzahluntersagt. Versamm-

lungen und Aufzüge sind von dem vorgenannten Verbot umfasst. Dem steht entgegen

der Ansicht des Antragstellers nicht entgegen, dass Versammlungen und Aufzüge in $ 1

Abs. 2 Satz 2 der Dritten Corona-Verordnung nicht ausdrücklich genannt sind. Die vor-

genannte Vorschrift enthält erkennbar durch den Zusatz „wie etwa“lediglich nicht ab-

schließend aufgeführte Beispiele. Ersichtlich wird dies zudem dadurch, dass Versamm-
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lungen und Aufzüge geradenicht in dem Ausnahmetatbestand des Absatz 3 benannt

sind.

Es sind auch keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, die Oberbürgermeisterin der An-

tragsgegnerin hätte ihr eingeräumtes Ermessennicht pflichtgemäß ausgeübt. Die An-

tragsgegnerin hat die derzeit vorhandenen medizinischen und epidemiologischen Er-

kenntnisse berücksichtigt. In Anbetracht der gesundheitlichen GefährdungeinerViel-

zahl von Menschenerscheinen die Beschränkungen der Versammlungsfreiheit für ei-

nen vorübergehendenZeitraum angemessen. Die grundrechtlich geschützten Interes-

sen des Antragstellers müssenhier hinter dem Recht auf körperliche Unversehrtheit der

Allgemeinheit zurückzustehen.

Vorliegend streiten auf Seiten des öffentlichen Interesses überragende Gründe der Ab-

wehr von Gefahrenfür die Gesundheit der Bevölkerung und derSicherstellung der Leis-

tungsfähigkeit der ärztlichen, insbesondere krankenhausärztlicher {Intensiv-)Versorgung

für die Bevölkerung. Es geht insbesondere auch darum, für die Bevölkerung eine aus-

reichende Anzahl von Behandlungsplätzen zur Verfügung stellen zu können. Es muss

vermieden werden, dass das medizinische Personal darüber entscheiden muss, beat-

mungspflichtige Angehörige bestimmter Bevölkerungsgruppen wegeneines Mangels an

Geräten und Personal von der intensivmedizinischen Behandlung mit Beatmungsgerä-

ten auszuschließen und sie dem wahrscheinlichen, ansonsten vermeidbaren Tod zu

überlassen. Die aktuelle Infektionsgefahr ist bekanntermaßen insbesondere dadurch

extrem risikobehaftet, dass bislang unentdeckt infizierte Personensich im öffentlichen

Raum bewegen und andere unwissentlich infizieren (vgl. auch Schleswig-

Holsteinisches Verwaltungsgericht, Beschluss vom 27. März 2020 - 1 B 29/20 -, Rn.

16, juris).

Entgegen der Ansicht des Antragstellers kann er sich hier auch nicht erfolgreich darauf

berufen, dass mit den von ihm benannten Maßnahmen während des Äufzugs, große

Abstände von mindestens 10 Metern zwischen den Teilnehmern einzuhalten, sowie

einer möglichen Beschränkung der Teilnehmeranzahl auf ca. 30 Personen, dem Infekti-

onsschutz hinreichend Rechnungtragen werde. Denn esliegt nicht in seinem Einfluss-

bereich, wie viele Teilnehmertatsächlich zu dem von ihm angemeldeten Aufzug mit

Kundgebung kämen. Auch kanner nicht hinreichend gewährleisten, dass die Teilneh-

mer die von ihm angedachten Maßnahmentatsächlich umsetzen. Insbesondereist da-

bei auch nicht sichergestellt, dass, wie in dem Flyer für die Veranstaltung vorgesehen,

4_|1332_20_gi_beschluss_00000021103943.docx



FAX
 

+49 611327618 534 | KD Fax Poststelle VG-Gießen |Bs/11__]&313.2020 14:56:29 |] 5

-5-

jeweils nur Familien bzw. Haushaltsgenossen zusammenals Gruppe agieren. Hinzu

kommt, dass ein öffentlicher Aufzug mit Kundgebung,der an einem relativ stark fre-

quentierten Ort abgehalten werdensoll, bereits seinem Zweck nach darauf ausgerichtet

ist, Aufmerksamkeit auch bei unbeteiligten Dritten zu erwecken. Der angemeldete Auf-

zug soll entlang der hochfrequentierten Grünberger Straße in Gießen ziehen. Zudem

hat der Antragsteller angegeben, die umliegende Nachbarschaft mit Flyern auf die Ver-

anstaltung aufmerksam gemacht zu haben, damit diese - so die Planung des Antrag-

stellers, die dieser aber nicht zu kontrollieren vermag - von den Fenstern und Balkonen

aus den Aufzug beobachten und unterstützen können.Es ist damit weder vorhersehbar

noch vom Veranstalter zu beeinflussen, dass unbeteiligte Personen von außen zu der

Versammlung hinzukämen(vgl. zu Versammlungsverboten auch VG Dresden, Be-

schluss vom 30.03.2020, 6 L 212/20, Pressemitteilung, juris).

Die Prozesskostenhilfe ist zu versagen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung nach

den oben gemachten Ausführungenkeine hinreichende Aussicht auf Erfolg im Sinne

des $ 166 VwGOi.\/.m. 8 114 ZPO bietet.

Als unterliegender Beteiligter hat der Antragsteller gemäß & 154 Abs. 1 VwGO die Kosten

des vorläufigen Rechtsschutzverfahrens zu tragen. Bezüglich des Prozesskostenhilfe-

antrags erübrigen sich Nebenentscheidungen, da Gerichtsgebühren mangelseines ent-

sprechenden Tatbestandes im Kostenverzeichnis zum Gerichtskostengesetz nicht er-

hoben und außergerichtliche Kosten gemäß 8 166 VwGO i.V.m. 8 118 Abs. 1 S. 4ZPO

nicht erstattet werden.

Die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus den 88 52 Abs. 1 und 2, 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG

und folgt den EmpfehlungendesStreitwertkatalogesfür die Verwaltungsgerichtsbarkeit

(NVwZ 2013, Beilage 2, S. 57). Dieser sieht in Nr. 45.4 den halben Auffangwert für ein

Versammlungsverbot vor. Wegen dervorliegend gegebenen Vorwegnahme der Haupt-

sacheunterbleibt die ansonsten im Eilverfahren übliche Reduzierung des Hauptsache-

streitwertes um die Hälfte.

Rechtsmittelbelehrung

Die Beteiligten können unter den nachfolgenddargestellten Voraussetzungen Be-
schwerde gegen diesen Beschluss einlegen. Über die Beschwerde entscheidet der
Hessische Verwaltungsgerichtshof.

a) Gegen die Sachentscheidung kann innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung Be-
schwerde eingelegt werden.
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Die Beschwerdeist schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-

le bei dem

Verwaltungsgericht Gießen
Marburger Straße 4
35390 Gießen

einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerdeinnerhalb der
Frist beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof eingeht.

Die Beschwerdeist innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung zu be-
gründen. Die Begründungist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt
wordenist, bei dem

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Goethestraße 41 - 43
34119 Kassel

einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus

denendie Entscheidung abzuändern oder aufzuhebenist und sich mit der angefochte-
nen Entscheidung auseinander setzen. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse,ist
die Beschwerde als unzulässig zu verwerfen. Der Hessische Verwaltungsgerichtshof
prüft nur die dargelegten Gründe.
Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht Vertretungszwang($ 67 Abs. 4
VwGO). Dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde bei dem Verwaltungsgericht.

b) Gegen die Ablehnung der Prozesskostenhilfe kann innerhalb von zwei Wochen nach
Zustellung Beschwerde eingelegt werden. Über die Beschwerde entscheidet der Hessi-

sche Verwaltungsgerichtshof.
Die Beschwerdeist schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le bei dem

Verwaltungsgericht Gießen
Marburger Straße 4

35390 Gießen

einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerdeinnerhalb der
Frist beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof eingeht. In dem Verfahren überdiese
Beschwerde bedarf es nicht der Mitwirkung eines Bevollmächtigten.

c) Gegen die Festsetzung des Streitwertes kann Beschwerde eingelegt werden, wenn
der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt oder das Gericht die
Beschwerde zugelassenhat.

Die Beschwerdeist nur innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in
der Hauptsache Rechtskraft erlangt hat oder das Verfahren sich anderweitig erledigt
hat, zulässig.

Diese Beschwerde kann nur beim Verwaltungsgericht Gießenschriftlich oder zu Proto-
koll des dortigen Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt werden. Die Einlegung
der Beschwerde beim Beschwerdegericht wahrt die Beschwerdefrist nicht.
In dem Verfahren über diese Beschwerde bedarf es nicht der Mitwirkung eines Bevoll-
mächtigten. Auch die vorgenannten Vorschriften über die Begründung und die Begrün-
dungsfrist gelten in diesem Verfahren nicht.
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Die Beschwerden gegen die Sachentscheidung, gegen die Ablehnung der Prozesskos-
tenhilfe und gegen die Festsetzung desStreitwerts könnenals elektronisches Doku-
ment nach Maßgabe des $ 55a VwGO sowie der Verordnung überdie technischen

Rahmenbedingungendeselektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVYV -)
in der jeweils gültigen Fassung eingereicht werden. Das elektronische Dokument muss

entweder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Übermittlungsweg eingereicht werden (8 55a Abs. 3 VwGO).

Dr. Horn Heer Dr. Michl

 
 

Beglaubigt:
Gießen, den 31. März 2020

Wießner-Thraum

Urkundsbeamtin

der Geschäftsstelle
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